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See the notice on TED website

371205-2026 - Wettbewerb
Deutschland – Dienstleistungen von Ingenieurbüros – A 215, AS Blumenthal - AK Kiel-West, 
Planung Ausbau der LWL-Trasse
OJ S 103/2026 01/06/2026
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Dienstleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Die Autobahn GmbH des Bundes - NL Nord
E-Mail: vergabe.nord@autobahn.de
Rechtsform des Erwerbers: Öffentliches Unternehmen
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Allgemeine öffentliche Verwaltung

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: A 215, AS Blumenthal - AK Kiel-West, Planung Ausbau der LWL-Trasse
Beschreibung: LB Technische Ausrüstung HOAI LP 3-8 und LB Landschaftspflegerische 
Begleitplanung HOAI LP 1-4 einschließlich besonderer Leistungen Artenschutzbeitrag, FFH-
Vorprüfung/FFH-Verträglichkeitsprüfung, UVP-Vorprüfung und Umweltbaubegleitung
Kennung des Verfahrens: 1ebefa27-e04d-4931-9843-deac3552be03
Interne Kennung: OV-RD-A0716300199
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros
Zusätzliche Einstufung (cpv): 71000000 Dienstleistungen von Architektur-, Konstruktions- und 
Ingenieurbüros und Prüfstellen

2.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Hamburg
Postleitzahl: 20097
Land, Gliederung (NUTS): Hamburg (DE600)
Land: Deutschland

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: Für die geforderten Angaben, Nachweise und Erklärungen sind die 
vom Auftraggeber vorgefertigten Teilnahmeunterlagen zu verwenden. Die 
Teilnahmeunterlagen fassen die gewünschten Informationen und Nachweise der 
Bekanntmachung zusammen. Es werden nur die geforderten Unterlagen berücksichtigt, 
darüber hinaus gehende Informationsunterlagen sind nicht erwünscht. Ein Verweis auf frühere 
Bewerbungen reicht nicht aus. Kleinere Büroorganisationen und Berufsanfänger 
werdenbesonders auf die Möglichkeit der Bildung von Bietergemeinschaften hingewiesen. 
Hinweis zur Geltung der Verordnung (EU) 2022/2560 über den Binnenmarkt verzerrende 
drittstaatliche Subventionen (nachfolgend: FSR): Sind die Bedingungen für die Meldung 
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finanzieller Zuwendungen gemäß Artikel 28 Absätze 1 und 2 FSR erfüllt, so ist ein Bewerber
/Bieter verpflichtet, alle drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen nach Artikel 28 Absatz 1 
Buchstabe b FSR zu melden. In allen anderen Fällen ist ein Bewerber/Bieter verpflichtet eine 
Erklärung abzugeben, in der er alle erhaltenen drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen 
aufführt und zu bestätigen, dass die erhaltenen drittstaatlichen finanziellen Zuwendungen 
keiner Meldepflicht nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b FSR unterliegen. Für die Meldung 
bzw. Erklärung ist das den Vergabeunterlagen beigefügte Formular nach Anhang II der 
Durchführungsverordnung (EU) 2023/1441 zur Festlegung detaillierter Vorschriften für die 
Durchführung von Verfahren nach der Verordnung (EU) 2022/2560 (nachfolgend: 
Durchführungsverordnung) unter Beachtung der Vorgaben der FSR sowie der 
Durchführungsverordnung zu verwenden. Sofern ein Teilnahmewettbewerb durchgeführt wird, 
ist die Meldung oder Erklärung sowohl mit dem Teilnahmeantrag als auch (nochmals) mit dem 
Angebot einzureichen. Im Übrigen mit dem Angebot. Auf die Gründe für die Ablehnung / den 
Ausschluss eines Teilnahmeantrags oder Angebots gemäß Art. 29 Abs. 3, Art. 29 Abs. 4 und 
Art. 31 Abs. 2 FSR wird hingewiesen.
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Ausschlussgründe
Quellen der Ausschlussgründe: Bekanntmachung, Auftragsunterlagen
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: Angaben, 
dass nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen.
Korruption: Angaben, dass nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß §§ 123 oder 124 
GWB vorliegen. Ggf. Nachweise hinsichtlich einer durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 
GWB.
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: Angaben, dass nachweislich keine 
Ausschlussgründe gemäß § 123 GWB vorliegen. Ggf. Nachweise hinsichtlich einer 
durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: 
Angaben, dass nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen. Ggf. 
Nachweise hinsichtlich einer durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Angaben, dass nachweislich keine 
Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen. Ggf. Nachweise hinsichtlich einer 
durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: Angaben, dass nachweislich keine 
Ausschlussgründe gemäß § 123 GWB vorliegen. Ggf. Nachweise hinsichtlich einer 
durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Betrug: Angaben, dass nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 123 GWB vorliegen. 
Ggf. Nachweise hinsichtlich einer durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: Angaben, dass nachweislich keine 
Ausschlussgründe gemäß § 123 GWB vorliegen. Ggf. Nachweise hinsichtlich einer 
durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Zahlungsunfähigkeit: Angaben, dass nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 124 
GWB vorliegen.
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Angaben, dass nachweislich keine 
Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen. Ggf. Nachweise hinsichtlich einer 
durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Verwaltung der Vermögenswerte durch einen Insolvenzverwalter: Angaben, dass nachweislich 
keine Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen.
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Täuschung, Zurückhaltung von Informationen, Unfähigkeit zur Vorlage erforderlicher 
Unterlagen oder Erlangung vertraulicher Informationen zu dem Verfahren: Angaben, dass 
nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen. Ggf. Nachweise 
hinsichtlich einer durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Angaben, dass 
nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen.
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: Angaben, dass 
nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen.
Schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten: Angaben, dass nachweislich keine 
Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen. Ggf. Nachweise hinsichtlich einer 
durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: Angaben, 
dass nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen.
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Angaben, dass nachweislich keine 
Ausschlussgründe gemäß § 124 GWB vorliegen. Ggf. Nachweise hinsichtlich einer 
durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen: Angaben, 
dass die Verpflichtung zur Zahlung der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung 
ordnungsgemäß erfüllt wurde und insofern nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 
123 GWB vorliegen. Auf gesondertes Verlangen: Vorlage einer 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse, soweit Ihr Unternehmen 
beitragspflichtig ist.
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: Angaben, dass nachweislich keine Ausschlussgründe 
gemäß § 124 GWB vorliegen.
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern: Angaben, dass die 
Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben ordnungsgemäß erfüllt wurde und 
insofern nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 123 GWB vorliegen. Auf gesondertes 
Verlangen: Vorlage einer Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes, soweit das 
Finanzamt derartige Bescheinigungen ausstellt.
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: 
Angaben, dass nachweislich keine Ausschlussgründe gemäß § 123 GWB vorliegen. Ggf. 
Nachweise hinsichtlich einer durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 GWB.
Verstoß gegen die in den rein innerstaatlichen Ausschlussgründen verankerten 
Verpflichtungen: Angaben, dass nachweislich keine Ausschlussgründe gem. § 21 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz, § 98c Aufenthaltsgesetz, § 19 Mindestlohngesetz, § 21 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz und § 22 Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz vorliegen (§ 
124 (2) GWB). Ggf. Nachweise hinsichtlich einer durchgeführten Selbstreinigung gem. § 125 
GWB.

5. Los

5.1.  Los: LOT-0000
Titel: A 215, AS Blumenthal - AK Kiel-West, Planung Ausbau der LWL-Trasse
Beschreibung: A 215, AS Blumenthal - AK Kiel-West, Planung Ausbau der LWL-Trasse Die 
geplante Baumaßnahme dient zur Verbesserung der telematischen Anlagen entlang der 
Bundesautobahn (BAB) A215 und soll ausschließlich auf Grundstücken der Bundesrepublik 
durchgeführt werden. Gegenstand der zu beauftragenden Leistungen ist die Erstellung eines 
landschaftspflegerischen Begleitplanes (LBP) gemäß RLBP und die Erarbeitung eines Arten-
schutzbeitrages (ASB) für die Herstellung telematischer Anlagen im Seitenraum der A215. 
Durch die geplanten telematischen Anlagen wird es zu einer erheblichen Verbesserung der 
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digitalen Infrastruktur, aber zu keinen neuen oder zusätzlichen anlage- oder betriebsbedingten 
Auswirkungen auf die naturschutzfachlich relevanten Schutzgüter kommen. Zur Erfüllung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelungen ist im Rahmen der Entwurfspla-nung ein LBP zur 
Herstellung der telematischen Anlagen zu erstellen. Mit dem LBP wird durch den 
Vorhabenträger sichergestellt, dass vorhabenbezogene Beeinträchtigungen durch 
Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation in Text und Karten dargestellt 
werden. Die Verlegung der Kabeltrasse soll aus wirtschaftlichen Gründen nach Möglichkeit in 
offener Bauweise erfolgen. Der Verlauf der Kabeltrasse wird der topografischen 
Bestandssituation und unter Berücksichtigung von vorhandenen Querungsbauwerken 
angepasst. Die Beein-trächtigung von Natur und Landschaft wird dabei so gering wie möglich 
gehalten. In der Re-gel erfolgt die Verlegung in einem bis zu drei Meter breiten Korridor 
zwischen der Entwässe-rungsmulde bzw. -graben und dem Wildschutzzaun (Grundstücks- 
bzw. Straßenbegrenzungs-linie). Dieser Korridor bildet den Untersuchungsraum der 
vorstehend beschriebenen Maß-nahme .Für Unterhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
(i.S. § 4 FStrG, hier: Ertüchtigung fern-meldetechnischer Anlagen im Autobahnbereich) ist die 
hinsichtlich der Abarbeitung der Ein-griffsreglung (§ 13 BNatschG ff.) ins Benehmen zu 
setzende zuständige Naturschutzbehörde i.S. § 17 Abs. 1 BNatSchG und § 17 Abs. 2 
BNatSchG das MEKUN/ Ref. 53. Kernzuständigkeiten der UNB als Untere 
Naturschutzbehörde sind der Artenschutz, Biotopschutz und Gebietsschutz Die vorhandene 
Kabeltrasse mit zwei 48'-LWL und zwei Stck 6"-Cu-Kabeln verläuft parallel zum Fahr-
bahnrand der Richtungsfahrbahn Neumünster (RiFa NMS) vom KH Bordesholm und endet bei 
km 10,0 in einem Kabelschacht mit zwei Kabelverzweigern (KvZ), li. neben der BAB, s. 
beigefügte Kabelplan-Bestandsunterlagen S. 36. Von diesem Kabelschacht verläuft im 
Bestand ein 32" Cu-Kabel (rote Linie li. neben der BAB in Abb. oben) in nördliche Richtung. An 
dieses Kabel sind aktuell verkehrstechnische An-lagen in FR Kiel angeschlossen (z. B. DAUZ 
Nr. 17261104, "Rumohr"). Dieses Kabel verbleibt nach Ab-schluss der Arbeiten im Boden. Die 
auf dem Kabel befindlichen Dienste werden vor der Bauphase auf andere Übertragungswege 
umgeschwenkt (z.B. auf GSM), sodass eine Sicherung des Kabels bzw. die Herstellung eines 
Provisoriums nicht erforderlich ist. Dieses alte Cu-Kabel endet im Kabelhaus (KH) Melsdorf 
und ist dort voll aufgelegt. Die Auflage ist zurückzubauen damit die beiden neuen Cu-Kabel 
dort aufgelegt werden können. Nach Verlegung der neuen LWL-Kabel werden die 
verkehrstechnischen Anla-gen auf das neue LWL-Nahverkehrskabel aufgeschaltet bzw. für 
eine spätere Anbindung mit dem 48' Nahverkehrskabel vorbereitet (durch Setzen eines 
Schachts mit Abzweigmuffe vor der betreffenden Streckenstation). In der neuen Trasse in FR 
Kiel soll ein zusätzliches DN50 Leerrohr für zukünftige LWL-Kabelreserven mitverlegt werden. 
In dieses Leerrohr sollen 2...4 Micropipes für eine spätere Mandaten-/Dienstetrennung 
eingebracht werden. Die für die Trassenplanung benötigten Kabelschutzrohre und Kabel sind 
in der folgenden Tabelle zusammengestellt. Weitere Ausführungen entnehmen Sie den 
Vergabeunterlagen.
Interne Kennung: LOT-0000

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros
Zusätzliche Einstufung (cpv): 71000000 Dienstleistungen von Architektur-, Konstruktions- und 
Ingenieurbüros und Prüfstellen

5.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Hamburg
Postleitzahl: 20097
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Land, Gliederung (NUTS): Hamburg (DE600)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 26/08/2026
Enddatum der Laufzeit: 31/12/2028

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Erforderlich für das Angebot
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: ja
Zusätzliche Informationen: #Besonders auch geeignet für:freelance#, #Besonders auch 
geeignet für:selbst#, #Besonders auch geeignet für:startup#, #Besonders auch geeignet für:
other-sme#Der 26.08. soll das spätesteste Zuschlagsdatum sein, nach Möglichkeit erfolgt der 
Zuschlag früher.

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Quellen der Auswahlkriterien: Bekanntmachung, Auftragsunterlagen
Kriterium: Referenzen zu bestimmten Dienstleistungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Mit dem Angebot einzureichen: Eigenerklärung mit 
Angaben und Nachweisen über die Ausführung von Leistungen in den letzten drei Jahren, die 
mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind (§ 46 Abs. 3 Nr. 1 VgV). Mindeststandard: 
Der Bieter muss mindestens folgende Leistungen erbracht haben: Mindestens 3 Referenzen: 
Planung von Fernmeldetrassen an Autobahnen oder Bundesstraßen - ... Benannte Nachweise 
und Erklärungen sind auf gesondertes Verlangen des Auftraggebers auch von 
Nachunternehmern und Mitgliedern einer Bietergemeinschaft einzureichen. Neu gegründete 
Unternehmen ("Newcomer-Unternehmen") Bei neu gegründeten Unternehmen ("Newcomer-
Unternehmen"), die aufgrund ihrer Neugründung noch nicht über hinreichende geforderte 
Referenzprojekte verfügen, sind weitere Angaben zu machen, warum sie trotzdem 
ausreichend Fachkunde und Leistungsfähigkeit für die Erbringung der zu vergebenden 
Leistung aufweisen. Hierzu sind geeignete Unterlagen, Bescheinigungen etc. einzureichen. In 
jedem Fall sind die für die Durchführung des Auftrags verantwortlichen Personen zu benennen 
und von diesen die persönlichen Referenzen, Qualifikationsnachweise etc. einzureichen. Die 
verantwortlichen Personen müssen über persönliche Referenzen aus den letzten 3 Jahren 
verfügen, die die mit dem Auftrag vergleichbaren Leistungen beinhalten und geeignet sind, die 
Referenzen des Bieters zu ergänzen oder zu ersetzen. Andernfalls sind die geforderten 
Unternehmensreferenzen über eine Eignungsleihe für die technische und berufliche 
Leistungsfähigkeit vorzulegen.

Kriterium: Techniker oder technische Stellen zur Durchführung der Arbeiten
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Mit dem Angebot einzureichen: Eigenerklärung mit 
Angaben und Nachweisen zu technischen Fachkräften, die im Zusammenhang mit der 
Leistungserbringung eingesetzt werden sollen (§ 46 Abs. 3 Nr. 2 VgV). Mindeststandard: 
Angabe der technischen Fachkräfte oder der technischen Stellen, die im Zusammenhang mit 
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der Leistungserbringung eingesetzt werden sollen inkl. Studien- oder Ausbildungsnachseisen. 
- ... - ... Benannte Nachweise und Erklärungen sind auf gesondertes Verlangen des 
Auftraggebers auch von Nachunternehmern und Mitgliedern einer Bietergemeinschaft 
einzureichen.

Kriterium: Anteil der Unterauftragsvergabe
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Mit dem Angebot einzureichen: Angabe, welche Teile 
des Auftrags unter Umständen an Unterauftragnehmer vergeben werden sollen (§ 46 Abs. 3 
Nr. 10 VgV). Mindeststandard: Bieter sind nur dann geeignet, wenn die von ihnen benannten 
Unterauftragnehmer den Mindeststandards für die übernommenen Leistungen genügen.

Kriterium: Berufliche Risikohaftpflichtversicherung
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Mit dem Angebot einzureichen: Eigenerklärung und 
Nachweis darüber, dass eine Berufshaft- oder Betriebshaftpflichtversicherung für 
Personenschäden in Höhe von mindestens 3.000.000,00 € und für sonstige Schäden (Sach- 
und Vermögensschäden) in Höhe von mindestens 3.000.000,00 € besteht. Es ist zu 
bestätigen, dass die Maximierung mindestens das 2-fache der genannten Deckungssummen 
pro Jahr beträgt. Bei Bietergemeinschaften sind Eigenerklärung und Nachweis durch jedes 
Mitglied getrennt zu erbringen. oder Eigenerklärung, dass der Bieter/ die Mitglieder der 
Bietergemeinschaft derzeit zwar nicht über eine Berufs-/Betriebshaftpflichtversicherung mit vor 
genannten Mindestdeckungssummen verfügt/-en, der Bieter/(alle) Mitglieder der 
Bietergemeinschaft sich aber verpflichtet/-n, im Fall des Zuschlages eine entsprechende 
Versicherung abzuschließen oder eine bestehende Versicherung für die Dauer des Auftrags 
entsprechend zu erhöhen. Bei Bietergemeinschaften sind Eigenerklärung und Nachweis durch 
jedes Mitglied getrennt zu erbringen. Auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle: 
Versicherungsnachweis bzw. Bestätigung des Versicherers über den Abschluss der Berufs- 
oder Betriebshaftpflichtversicherung oder auf Erhöhung der Versicherungssumme im 
Auftragsfall.

Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Mit dem Angebot einzureichen: Klarstellend wird auf die 
gesetzliche Regelung des Art. 5k VO (EU) Nr. 833-2014 über restriktive Maßnahmen 
angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren, 
hingewiesen. Die als Formular vorgegebene Eigenerklärung im Formblatt 
EIGENERKLAERUNG_BEZUG_RUSSLAND, mittels derer die Auftraggeber die Einhaltung 
der vorgenannten Vorschrift zu prüfen haben, ist abzugeben.

Kriterium: Eintragung in ein relevantes Berufsregister
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Mit dem Angebot einzureichen: Erklärung, dass das 
Unternehmen zur Erbringung der Dienstleistung berechtigt ist und die Berufsqualifikation gem. 
§ 75 (1), (2), (3) VgV bzw. § 44 VgV besitzt. Auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle 
einzureichen: Nachweis der Berufsqualifikation

5.1.10.  Zuschlagskriterien
Kriterium: 
Art: Preis
Bezeichnung: Preis
Beschreibung: Der Preis wird aus der Wertungssumme des Angebotes ermittelt. Die 
Wertungssumme wird ermittelt aus der nachgerechneten Angebotssumme unter 
Berücksichtigung preislich günstigerer Grund- oder Wahlpositionen sowie eines eventuellen 
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Nachlasses ohne Bedingungen. Für die Angebotswertung wird der Preis (in €) wie folgt in eine 
Punkteskala von 0 bis 10 Punkten normiert: - 10 Punkte erhält das wertbare Angebot mit dem 
niedrigsten Preis. - 0 Punkte erhält ein fiktives Angebot mit dem 2-fachen des niedrigsten 
Preises. Alle Angebote mit darüber liegenden Preisen erhalten ebenfalls 0 Punkte. Die 
Punktermittlung für die dazwischen liegenden Preise erfolgt über eine lineare Interpolation mit 
drei Stellen nach dem Komma.
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 100

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://vergabe.autobahn.de/NetServer
/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=54321-Tender-19e64188861-
65e615f1d8b4cdaf
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
URL: https://vergabe.autobahn.de

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Zulässig
Adresse für die Einreichung: https://vergabe.autobahn.de
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Frist für den Eingang der Angebote: 29/06/2026 10:00:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, 
Mitteleuropäische Sommerzeit
Dauer, während der das Angebot gültig bleiben muss: 57 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können einige fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Die Nachforderung von Unterlagen richtet sich nach § 56 VgV.
Informationen über die öffentliche Angebotsöffnung: 
Eröffnungstermin: 29/06/2026 10:00:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische 
Sommerzeit
Eröffnungstermin — Beschreibung: entfällt - ohne Bieter
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Elektronische Rechnungsstellung: Zulässig
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Schlichtungsstelle: Die Autobahn GmbH des Bundes

https://vergabe.autobahn.de/NetServer/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=54321-Tender-19e64188861-65e615f1d8b4cdaf
https://vergabe.autobahn.de/NetServer/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=54321-Tender-19e64188861-65e615f1d8b4cdaf
https://vergabe.autobahn.de/NetServer/TenderingProcedureDetails?function=_Details&TenderOID=54321-Tender-19e64188861-65e615f1d8b4cdaf
https://vergabe.autobahn.de
https://vergabe.autobahn.de
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Überprüfungsstelle: Bundeskartellamt - Vergabekammern des Bundes
Informationen über die Überprüfungsfristen: Innerhalb von 15 Kalendertagen nach Eingang 
der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, kann ein 
Nachprüfverfahren bei der Vergabekammer beantragt werden (§ 160 Abs. 3 Nr. 4 GWB).
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: Die 
Autobahn GmbH des Bundes - NL Nord
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: Die 
Autobahn GmbH des Bundes
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: Die Autobahn GmbH des Bundes - NL 
Nord

8. Organisationen

8.1.  ORG-7001
Offizielle Bezeichnung: Die Autobahn GmbH des Bundes - NL Nord
Registrierungsnummer: USt-ID DE329214156
Postanschrift: Heidenkampsweg 96-98
Stadt: Hamburg
Postleitzahl: 20097
Land, Gliederung (NUTS): Hamburg (DE600)
Land: Deutschland
Kontaktperson: Vergabestelle
E-Mail: vergabe.nord@autobahn.de
Telefon: +49 4023513380
Internetadresse: https://www.autobahn.de
Profil des Erwerbers: https://vergabe.autobahn.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt

8.1.  ORG-7004
Offizielle Bezeichnung: Bundeskartellamt - Vergabekammern des Bundes
Registrierungsnummer: N.N.
Postanschrift: Kaiser-Friedrich-Straße 16
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53113
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: vk@bundeskartellamt.bund.de
Telefon: +49 22894990
Internetadresse: https://www.bundeskartellamt.de/DE/Vergaberecht/vergaberecht_node.html
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle

8.1.  ORG-7005
Offizielle Bezeichnung: Die Autobahn GmbH des Bundes
Registrierungsnummer: USt.-ID DE329214156
Postanschrift: Heidestraße 15
Stadt: Berlin

mailto:vergabe.nord@autobahn.de
https://www.autobahn.de
https://vergabe.autobahn.de
mailto:vk@bundeskartellamt.bund.de
https://www.bundeskartellamt.de/DE/Vergaberecht/vergaberecht_node.html
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Postleitzahl: 10557
Land, Gliederung (NUTS): Berlin (DE300)
Land: Deutschland
E-Mail: recht@autobahn.de
Telefon: +49 30640964911
Internetadresse: https://www.autobahn.de
Rollen dieser Organisation: 
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt

8.1.  ORG-7006
Offizielle Bezeichnung: Die Autobahn GmbH des Bundes
Registrierungsnummer: USt. ID DE329214156
Postanschrift: Heidestraße 15
Stadt: Berlin
Postleitzahl: 10557
Land, Gliederung (NUTS): Berlin (DE300)
Land: Deutschland
E-Mail: recht@autobahn.de
Telefon: +49 30640964911
Internetadresse: https://www.autobahn.de
Rollen dieser Organisation: 
Schlichtungsstelle

8.1.  ORG-7007
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 558eaa13-0ba8-4418-8805-e0f873f48900  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 29/05/2026 06:44:12 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 371205-2026
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 103/2026
Datum der Veröffentlichung: 01/06/2026

mailto:recht@autobahn.de
https://www.autobahn.de
mailto:recht@autobahn.de
https://www.autobahn.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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